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Zusammenfassende Erklärung nach §  10a Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan „Auf dem 

Immel II“ Ortsgemeinde Weilerbach 

 

I. Allgemeines 

Gemäß § 10a Abs. 1 BauGB ist dem Bebauungsplan nach der Beschlussfassung „eine 

zusammenfassende Erklärung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die 

Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt 

wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 

kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde.“ 

Auswirkungen auf die Rechtswirksamkeit des Bauleitplans im Sinne des § 214 BauGB gehen von dieser 

zusammenfassenden Erklärung nicht aus, da diese (außerhalb des Abwägungsverfahrens zu 

verfassende) Erklärung einen zustande gekommenen Bauleitplan voraussetzt.  

 

II. Anlass. Ziel und Zweck der Planung 

Die beiden Unternehmen MKT Metall-Kunststoff-Technik GmbH & Co. KG und proALPHA Business 

Solutions GmbH, gegenwärtig ansässig im Weilerbacher Industriegebiet „Auf dem Immel“, 

beabsichtigen die Erweiterung ihrer derzeitigen Betriebsgelände auf gegenüberliegenden Teilflächen 

nördlich der L 356. Die geplanten Betriebserweiterungen sollen zu einer nachhaltigen 

Standortsicherung beider Unternehmen beitragen. Weitere Betriebserweiterungen im Bestand sind 

aufgrund der ausgelasteten Grundstücksgrößen nicht möglich. Zudem bedarf es im Rahmen 

betriebsbedingter Abläufe ein direktes „räumliches Nebeneinander“ von Bestandsgebäuden und 

geplanten Erweiterungen. Sowohl der Flächenbedarf sowie die beschriebenen 

Synergienotwendigkeiten können gegenwärtig durch keinen Alternativstandort abgedeckt werden. 

Innerhalb des Geltungsbereiches sollen auf Teilflächen von MKT vorrangig Produktions- und 

Lagerhallen entstehen, die Erweiterungsabsichten von proALPHA umfassen hingegen grundlegend 

Büronutzungen inklusive der jeweils erforderlichen Erschließungsflächen.  

Nach § 1 Abs. 3 BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 

Entwicklung und Ordnung in einer Kommune erforderlich ist. Die vorliegende Planung ist notwendig, 

um die angestrebten Betriebserweiterungen der Unternehmen MKT und proALPHA zu ermöglichen. 

Der Bereitstellung von erweiterbaren Gewerbe- und Industrieflächen kommt aus regional-planerischer 

sowie ökonomischer Hinsicht eine hohe Bedeutung zu. Der Standortbereich wurde im 

Gewerbeflächenentwicklungskonzept von Stadt und Landkreis Kaiserslautern (2018) als grundsätzlich 

geeignet identifiziert und in der 3. Teilfortschreibung des ROP IV Westpfalz als regional bedeutsamer 

Standortbereich „Auf dem Immel II“ (informell, da keine Übernahme in die Gesamtkarte erfolgt) 

ausgewiesen. Mit einer Änderung in Kap. II 1.2.2. – Die besondere Funktion Gewerbe – wird das Ziel Z 

5 (gewerbliche Entwicklung über den Eigenbedarf hinaus) ergänzt und Standortbereiche festgelegt, für 

die unter bestimmten Voraussetzungen eine Freistellung von ROP-Ausweisungen ermöglicht wird. Auf 

Basis abgestimmter gewerblich-industrieller Standortkonzepte können regional bedeutsame 

Gewerbegebiete in Abstimmung mit der Planungsgemeinschaft festgelegt werden. Dies setzt voraus, 

dass durch entsprechende, mit der Planungsgemeinschaft abgestimmte Standortkonzepte der 

erforderliche Flächenbedarf nachgewiesen ist, vertretbare Standortalternativen nicht in Betracht 
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kommen sowie eine Flächenkompensation belegt wird. In Abstimmung mit der Planungsgemeinschaft 

Westpfalz wurden die aufgeführten Punkte im Rahmen des Bauleitplanverfahrens umgesetzt.  

 

III. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Nach § 2 Abs. 4 S. 1 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 

eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 

ermittelt und in einem Umweltbericht entsprechend der Anlage zum BauGB beschrieben und bewertet 

werden. Die zu berücksichtigenden Umweltbelange sind im Wesentlichen im Umweltbericht 

dokumentiert. Der Umweltbericht ist ein selbstständiger Bestandteil der Begründung zum 

Bebauungsplan und stellt die Ergebnisse der Umweltprüfung dar.  Die Umweltprüfung umfasste 

insbesondere die Ermittlung und Bewertung umweltrelevanter Auswirkungen der Realisierung der 

Festsetzungen des Bebauungsplans.  

Die Erschließung von rund 12,9 ha Industrie- und Gewerbegebiet mit der notwendigen Verkehrs-

anbindung und den Anlagen zur Rückhaltung von Regenwasserabflüssen ist unvermeidlich mit 

Auswirkungen auf die Umwelt verbunden. Eingriffe werden durch die Abgrenzung der Baugrundstücke 

wie auch der für die Regenrückhaltung benötigten Flächen so weit wie möglich minimiert. Dazu 

gehören insbesondere auch Schutz und Erhalt der nach § 30 BNatSchG geschützten 

Nasswiesenbrachen im Osten des Plangebiets. Für die Schutzgüter ergeben sich dabei jeweils folgende 

Auswirkungen: 

Durch die im Rahmen der Lärmuntersuchung getroffenen Festsetzungen zu Geräuschkontingentie-

rungen sind für das Schutzgut Mensch keine negativen Beeinträchtigungen zu erwarten.  

In Bezug auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt / Artenschutz kommt es ganz 

überwiegend zu Verlusten von strukturarmen Ackerflächen und in geringerem Umfang Grünland und 

Grünlandbrachen sowie von bestehenden Regenrückhaltebecken. 

Die Verluste von 0,13 ha Gehölzen und 1,62 ha Grünland können auch unter Berücksichtigung der z.T. 

begrenzten Aufwertbarkeit im Geltungsbereich ausgeglichen werden. Die Inanspruchnahme der 

Wasserflächen (bestehende Rückhaltebecken) wird durch die Anlage neuer Tümpel im Zuge der 

Maßnahmen M2 und M4 ausgeglichen. 

Eine Tötung im Gebiet vorkommender europäischer Vogelarten kann durch die Beschränkung der 

Rodungszeiten erreicht werden. Sie ergibt sich unabhängig von Festsetzungen des Bebauungsplans aus 

den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes. Ein entsprechender Hinweis ist aber im Be-

bauungsplan aufgenommen. Insgesamt gilt unter diesen Voraussetzungen, dass gemäß § 44 Abs.5 Nr. 

3 die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Ein Verstoß gegen arten-

schutzrechtliche Verbote liegt daher nicht vor. 

Die im Gebiet vorkommenden Amphibien unterliegen nicht dem besonderen Artenschutz. Unge-

achtet dessen werden trotzdem Maßnahmen vorgesehen, um Ersatzbiotope zu entwickeln. 

Eine mögliche Betroffenheit der Biotopvernetzung im Umfeld des Vorhabens, und insbesondere auch 

des im Westen verlaufenden Wildtierkorridors sowie des Talzugs im Norden (Vorranggebiet regionaler 

Biotopverbund) wurde geprüft. Die Strukturen sind im Kern von dem Vorhaben nicht betroffen. 

Mögliche randliche Beeinträchtigungen werden durch die Neuentwicklung von Biotop-strukturen 

kompensiert. 
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Insgesamt werden 10,85 ha Böden neu versiegelt. Etwa 0,48 ha davon entfallen (nach Abzug der 

bereits bestehenden Straßenflächen) auf die Verkehrserschließung, weitere 0,12 ha auf Betriebs-

wege, Erosionsschutz etc. im Bereich der Regenrückhaltung. Ein Ausgleich erfolgt teilweise (rd. 1,98 

ha) innerhalb des Plangebietes. Für weitere rund 8,9 ha werden Maßnahmen außerhalb des Gel-

tungsbereichs vorgesehen. Insgesamt sind dazu rund 12,88 ha Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des 

Geltungsbereichs vorgesehen. Dort wird durch Extensivierung bestehender Nutzungen eine 

Aufwertung erzielt, die rechnerisch etwa 8,9 ha entspricht. 

Als Folge der Versieglung entstehen auch Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. Es werden Ab-

flussspitzen bei Regefällen verstärkt und die Versickerung reduziert. Einer Überlastung der Fließ-

gewässer wird durch die Anlage von Regenrückhaltebecken entgegengewirkt. Diese Rückhaltung 

fördert in gewissem Maß auch die Versickerung und reduziert die Auswirkungen der Versieglung. Bei 

einer Gesamtgröße von rd. 4 km2 des Gewässerkomplexes oberhalb der vernässten Talmulde 

nordöstlich des Geltungsbereichs werden rd. 10 ha bzw. 0,01 km2 neu versiegelt. Das entspricht 

weniger als 1% der Fläche und lässt keine wesentliche Veränderung des Wasserhaushalts in diesem 

Bereich insgesamt erwarten. 

Durch die Bebauung und Versieglung wird es zu Auswirkungen auf das Klima mit stärkerer Erwärmung 

kommen. Die Funktion als Kaltluftentstehungsfläche entfällt. Die zu erwartende Erwärmung wird 

durch die Begrenzung des Maßes der baulichen Nutzung auf das für ein Gewerbegebiet übliche und 

unvermeidliche Maß eingeschränkt. Für umgebende Ortslagen relevante Beeinträchtigungen wichtiger 

Luftaustauschprozesse sind nach Lage und Größe des Gebiets auch im Verhältnis zu den noch 

verbleibenden Freiflächen nicht plausibel zu erwarten.  

Die Bebauung ist vor allem nach Norden hin sichtbar, mit entsprechenden Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild. Die Wirkung ist durch die vorhandene Bebauung und die vorgelagerte flache Kuppe 

begrenzt, die vorhandene Vorprägung wird aber beim Blick von den umgebenden offenen Höhen 

deutlich verstärkt. Dem wird durch eine Bepflanzung und Eingrünung entlang des Gebietsrands (P1, 

P1a) entgegengewirkt. Dies gilt sinngemäß auch für die Begrünung entlang der Straße im Süden (P2 

sowie Baumpflanzungen innerhalb der Verkehrsflächen. Im Westen verläuft ein Wander-weg, der von 

dem Vorhaben nicht direkt betroffen ist. Dort ist auch über den Gehölzstreifen P1a hinaus ist eine 

Begrünung vorgesehen (M4). 

Es gibt keine Hinweise auf im Gebiet oder in der Umgebung vorhandene Bau- oder Bodendenkmäler, 

die von dem Vorhaben betroffen sein könnten. 

 

IV. Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Die Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes entsprechend 

berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. Die jeweiligen Auswertungen (Stellungnahmen und 

Beschlussvorschläge) der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der baugesetzlich 

vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren gem. den §§ 3 und 4 BauGB zu o.g. Bebauungsplanung sowie 

die einzelnen Abwägungsergebnisse sind in den jeweiligen Sitzungs-Niederschriften dokumentiert. Die 

jeweiligen Belange wurden angemessen behandelt und sind entsprechend in die Bearbeitung und 

Aufstellung des o.g. Bebauungsplans sachgerecht eingeflossen.  
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V. Ergebnis der Prüfung von in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

Eine grundsätzliche Prüfung der Standortfrage wurde bereits im Rahmen der 

Gewerbeflächenentwicklungskonzeption von Stadt und Landkreis Kaiserslautern (2018) durchgeführt 

und mit der informellen Übernahme in die 3. Teilfortschreibung des ROP IV Westpfalz 

(rechtsverbindlich seit 2018) ergänzend aus regionalplanerischer Sicht bestätigt. Dabei hatte sich das 

Plangebiet als städtebaulich und aus beschriebenen innerbetrieblichen „Synergienotwendigkeiten“ als 

geeignet erwiesen. Vor diesem Hintergrund bestehen keine Standortalternativen für die jeweils 

geplanten Betriebserweiterungen.  

 

 


